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2. Wenn in der Anspruchserklärung eine der in Ziff. 1 
Buchstaben а bis e dieses Paragraphen genannten Angaben 
fehlt, ist der Partner, bei, dem dieser Anspruch einging, ver­
pflichtet, dem Partner, der den Anspruch geltend gemacht 
hat, unverzüglich mitzuteilen, welche Angaben zur Ergän­
zung der Anspruchserklärung notwendig sind. Falls der Part­
ner, bei dem der Anspruch einging, dieser Verpflichtung nicht 
nachkommt, hat er später nicht das Recht, sich auf die Un­
vollständigkeit des Anspruchs zu berufen.

3. Wenn der Partner, der den Anspruch auf Zahlung von 
Konventionalstrafe geltend gemacht hat, die in Ziff. 2 dieses 
Paragraphen erwähnte Mitteilung des Partners, bei dem der 
Anspruch einging, zu einem Zeitpunkt erhalten hat, zu dem 
gemäß § 33 die Frist für die Anspruchserhebung abgelaufen 
ist oder innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt dieser Mittei­
lung abläuft, hat der Partner, der den Anspruch geltend ge­
macht hat, das Recht, die Anspruchserklärung innerhalb von 
10 Tagen nach Erhalt dieser Mitteilung zu ergänzen, unab­
hängig vom Ablauf der Frist für die Anspruchserhebung.

Die Bestimmungen dieser Ziffer werden ebenfalls im Fall 
der Geltendmachung von Ansprüchen zu anderen Tatbestän­
den angewandt, wenn im Vertrag eine Frist für ihre Geltend­
machung vorgesehen wird.

4. In den in den Ziffern 2 und 3 dieses Paragraphen vorge­
sehenen Fällen wird die Frist zur Prüfung des Anspruchs ge­
mäß § 35 vom Datum des Erhalts der zusätzlichen Angaben 
des Partners, der den Anspruch geltend gemacht hat, die den 
Anspruch in Übereinstimmung mit Ziff. 1 dieses Paragraphen 
ergänzen, gerechnet.

§35
1. Der Partner, bei dem der Anspruch einging, ist verpflich­

tet, den Anspruch zu prüfen und dem Partner, der ihn gel­
tend gemacht hat, unverzüglich, jedoch nicht später als inner­
halb der im Vertrag festgelegten Frist, eine Antwort zum 
Wesen des Anspruchs zu geben (das Anerkenntnis oder die 
völlige oder teilweise Ablehnung zu erklären). Wurde eine 
solche Frist im Vertrag nicht vereinbart, so muß die Antwort 
zum Wesen des Anspruchs unverzüglich, jedoch nicht später 
als innerhalb von 90 Tagen, und .in bezug auf die Zahlung 
einer Konventionalstrafe innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt 
des Anspruchs, gegeben werden.

2. Wenn der Partner, bei dem der Anspruch einging, keine 
Antwort zum Wegen des Anspruchs innerhalb der Frist ge­
mäß Ziff. 1 dieses Paragraphen gibt, und der Partner, der 
den Anspruch geltend gemacht hat, sich vor Erhalt der Ant­
wort an das Schiedsgericht wendet, werden unabhängig vom 
Ausgang des Verfahrens die Schiedsgerichtsgebühren dem 
Partner auferlegt, der nicht auf den Anspruch geantwortet 
hat. Die Bestimmungen dieser Ziffer werden nicht auf die 
Fälle angewandt, die in Ziff. 3 dieses Paragraphen vorgese­
hen sind.

3. Wenn es auf Grund technisch begründeter Umstände 
dem Partner, bei dem der Anspruch eingegangen ist, nicht 
möglich ist, eine Antwort zum Wesen des Anspruchs in der 
Frist gemäß Ziff. 1 dieses Paragraphen zu geben, kann er 
dem Partner, der den Anspruch geltend gemacht hat, die Ver­
längerung dieser Frist bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 
Vorschlägen.

4. Wenn der Partner, der den Anspruch geltend gemacht 
hat, sich mit dem Vorschlag des Partners, bei dem der An­
spruch einging, über die Verlängerung der Frist für die Ant­
wort zum Wesen des Anspruchs nicht einverstanden erklärt 
und sich an das Schiedsgericht wendet, wird die Frage der 
Schiedsgerichtsgebühren vom Schiedsgericht in Abhängigkeit 
vom Ausgang des Verfahrens entschieden.

5. Wenn der Partner, der den Anspruch geltend gemacht 
hat, mit dem Vorschlag des Partners, bei dem er eingegangen 
ist, über die Verlängerung der Frist für die Antwort zum 
Wesen des Anspruchs einverstanden ist, der Partner jedoch, 
bei dem der Anspruch einging, innerhalb der vereinbarten 
Frist keine Antwort gibt, und der Partner, der den Anspruch 
erhoben hat, sich mit seinen Forderungen an das Schiedsge­
richt wendet, trägt die Schiedsgerichtsgebühren, unabhängig

vom Ausgang des Verfahrens der Partner, der nicht zum 
Wesen des Anspruchs geantwortet hat.

§36
Wendet sich ein Partner vor Erhalt der Antwort des ande­

ren Partners zum Wesen des Anspruchs und vor Ablauf der 
Fristen, die im § 35 für die Antwort auf den Anspruch vorge­
sehen sind, mit einer Klage an das Schiedsgericht, so gehen 
die Schiedsgerichtsgebühren, unabhängig vom Ausgang des 
Verfahrens, zu Lasten des Partners, der die Klage erhoben 
hat.

§37
1. Ansprüche müssen in schriftlicher Form entweder durch 

Einschreibbrief oder durch Aushändigung an den Partner, 
dem gegenüber sie erhoben werden, geltend gemacht werden.

2. Ansprüche können telegrafisch oder fernschriftlich erho­
ben werden. In diesen Fällen müssen sie durch einen Ein­
schreibbrief spätestens 7 Arbeitstage nach dem fernschrift­
lichen oder telegrafischen Erheben des Anspruchs bestätigt 
werden.

A b s c h n i t t  VII 
Verjährung

§38
Auf Forderungen, die sich aus den durch diese Allgemeinen 

Bedingungen geregelten Beziehungen ergeben, finden die Ver­
jährungsbestimmungen dieses Abschnittes Anwendung.

§39
Mit dem Ablauf der Verjährungsfrist für die Hauptforde­

rung läuft auch die Verjährungsfrist für Nebenforderun­
gen ab.

§40
1. Die allgemeine Verjährungsfrist beträgt zwei Jahre.
2. Eine besondere einjährige Verjährungsfrist gilt für Kla­

geansprüche aus Ansprüchen auf Zahlung von Konventional­
strafe.

§41
1. Die allgemeine Verjährungsfrist beginnt mit der Entste­

hung der Forderung.
2. Die besondere Verjährungsfrist für Klageansprüche aus 

Ansprüchen auf Zahlung von Konventionalstrafe beginnt mit 
dem dem Tag des Eingangs der Antwort zum Wesen des An­
spruchs beim Partner folgenden Tag und, wenn der andere 
Partner keine Antwort zum Wesen des Anspruchs gegeben 
hat, mit dem dem Tag des Ablaufs der Frist für diese Ant­
wort folgenden Tag.

§42
Der Lauf .der Verjährungsfrist ist gehemmt, wenn der 

Klageerhebung ein Umstand unabwendbarer Gewalt entge­
gensteht, der innerhalb der Verjährungsfrist eingetreten ist 
oder andauert. Der Zeitraum, in dem die Verjährung ge­
hemmt war, wird in die Verjährungsfrist nicht eingerechnet.

§43
1. Der Lauf der Verjährungsfrist wird unterbrochen:
a) durch Klageerhebung beim Schiedsgericht;
b) durch schriftliches Anerkenntnis des Anspruchs durch 

den Verpflichteten.
2. Nach der Unterbrechung beginnt der Lauf der Verjäh­

rungsfrist von neuem.
3. Wenn der Kläger beim Schiedsgericht die Klage zu­

rücknimmt, gilt die Verjährungsfrist nicht als unterbrochen.

§44
Falls der Schuldner seine Verpflichtung nach Ablauf der 

Verjährungsfrist erfüllt, ist er nicht berechtigt, das Geleistete 
zurückzufordem, selbst wenn er zum Zeitpunkt der Erfüllung 
den Ablauf der Verjährungsfrist nicht kannte.


